Muster-Betriebsvereinbarung zur Nutzung der Firmenkreditkarte
Zwischen ___________ (Name der Firma) vertreten durch den _________ (Name) und dem Betriebsrat der _______ (Name der Firma), vertreten durch den Betriebsratsvorsitzenden _______ (Name) wird folgende Betriebsvereinbarung geschlossen:
§ 1 Geltungsbereich

(1)
Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des Betriebes im Sinne von § 5 BetrVG, die Inhaber einer Firmenkreditkarte sind oder künftig sein werden.

(2)
Die bestehenden Regeln über die Abrechnung von Reisekosten und Spesen bleiben von dieser Betriebsvereinbarung unberührt.

§ 2 Beantragung der Firmenkreditkarte

(1)
Kein Arbeitnehmer ist verpflichtet, eine Firmenkreditkarte zu beantragen und zu nutzen. Beantragung und Nutzung sind freiwillig.

(2)
Die Beantragung der Firmenkreditkarte erfolgt unter Nutzung des jeweils gültigen Antragsformulars der Kreditkartenkarten-GmbH. Änderungen des Antragsformulars und der zugrunde liegenden Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) sind dem Betriebsrat zum Zwecke der Prüfung, ob hierdurch Beteiligungsrechte berührt sind, rechtzeitig vorher mitzuteilen. Das derzeit gültige Antragsformular ist dieser Vereinbarung als Anlage beigefügt und ist Bestandteil der Betriebsvereinbarung. Die Angaben zu Familienstand, Bruttojahreseinkommen, Immobilieneigentum und dem Besitz von Kreditkarten sind freiwillig.

(3)
Der Versand der Karte erfolgt durch die Kreditkarten-GmbH direkt an die Privatadresse des Mitarbeiters.

(4)
Es erfolgt keinerlei Rückmeldung an den Arbeitgeber im Falle der Ablehnung des Antrags nach Bonitätsprüfung. Dies wird der Arbeitgeber im Verhältnis zu der Kreditkarten-GmbH sicherstellen.

(5)
Der Mitarbeiter hat die Möglichkeit, eine Zweitkarte für private Zwecke zu beantragen. Die Kosten dafür betragen zurzeit 10 € pro Jahr. Für die Zweitkarte gelten das oben Gennannte und die Regelungen zum Datenschutz entsprechend.

§ 3 Nutzung der Firmenkreditkarte

(1)
Die Nutzung der Firmenkreditkarte ist für betrieblich veranlasste Ausgaben bei Geschäftsreisen und für sonstige Ausgaben für betriebliche Zwecke vorgesehen.

(2)
Die Nutzung der Firmenkreditkarte umfasst auch die Möglichkeit der Bargeldabhebung am Geldautomaten gegen Gebühr; diese Gebühren werden vom Unternehmen getragen, sofern die Bargeldabhebung für betriebliche Zwecke erforderlich ist.

(3)
Die Nutzung der Firmenkreditkarte beinhaltet außerdem Versicherungsleistungen bei der An- und Abfahrt zu/von Reisezielen, deren Leistung mit der Firmenkreditkarte bezahlt wird. Dabei handelt es sich z.B. um Leistungen bei Vollinvalidität, Unfallversicherung, Bergungskosten und Krankenhaustagegeld. Über die jeweiligen Versicherungsleistungen im Detail und die dafür gültigen Bedingungen wird der Arbeitnehmer/Karteninhaber durch die Kredit­karten-GmbH informiert. Ein eventuell von der Versicherung gezahltes Krankenhaustagegeld und andere Leistungen wegen eines erlittenen Unfalls werden nicht auf die Entgeltfortzahlung nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz angerechnet.

(4)
Die Abrechnung der Umsätze durch die Servicekarten-GmbH erfolgt monatlich zum 5. des Monats. Am 5. des Monats wird dem Arbeitnehmer derzeit die Abrechnung an seine Privatadresse gesandt. Ist der 5. des Monats ein Samstag, Sonn- oder Feiertag, so erfolgt die Abrechnung und deren Versand am nächsten Werktag.

(5)
Die Abrechnung der bei der Geschäftsreise mit der Firmenkreditkarte beglichenen Rechnungen erfolgt über das Privatkonto des Arbeitnehmers per Lastschrifteinzug von einem vom Arbeitnehmer benannten Konto. Der Lastschrifteinzug erfolgt bei der Firmenkreditkarte zum vereinbarten Zahlungsziel von 42 Kalendertagen ab Rechnungsstellung. Dadurch soll sichergestellt werden, dass der Arbeitgeber die Reisekosten des Arbeitnehmers jedenfalls bei zeitnaher Abrechnung der Reisekosten dem Konto des Arbeitnehmers gutgeschrieben hat, bevor der Lastschrifteinzug von diesem Konto erfolgt. Damit soll verhindert werden, dass der Arbeitnehmer in Vorlage mit den Kosten treten muss.

(6)
Sollte trotz zeitnaher Abrechnung der Reisekosten die Überweisung der Reisekosten auf das Konto des Arbeitnehmers nicht vor dem Lastschrifteinzug der Kreditkarten-GmbH erfolgen und gerät das Konto des Arbeitnehmers dadurch ins Soll, so hat der Arbeitgeber die entstehenden Kontokorrentzinsen zu tragen. Das Gleiche gilt für die Kosten, die im Falle mangelnder Kontodeckung durch die Lastschriftrückgabe entstehen.

(7)
Die Kosten der Firmenkreditkarte (z. B. Grundgebühren) trägt der Arbeitgeber.

§ 4 Datenschutz

(1) 
Der Arbeitgeber ist berechtigt, folgende Auswertungen der Kartenumsätze nach Leistungen vorzunehmen bzw. durch die Kreditkarten-GmbH vornehmen zu lassen:


1.
Umsätze Flugaufkommen gesamt und nach Fluggesellschaft


2.
Umsätze Hotels gesamt und je Hotel


3.
Umsätze Bahnreisen gesamt und nach Strecken


4.
Umsätze Mietwagenunternehmen gesamt und je Mietwagenunternehmen

(3)
Die Firmenkreditkarte darf nicht zur Verhaltens- und Leistungskontrolle genutzt werden. Die Kreditkarten-GmbH darf dem Arbeitgeber keine Umsatzdaten außerhalb des oben beschriebenen Rahmens übermitteln oder sonst zugänglich machen, dies ist zwischen dem Arbeitgeber und der Kreditkarten-GmbH vertraglich zu regeln.

(4)
Benutzt der Arbeitnehmer eine Zweitkarte für private Zwecke, so sind die hieraus resultierenden Umsatzdaten unter keinen Umständen dem Arbeitgeber mitzuteilen. Dies ist vom Arbeitgeber im Verhältnis zur Kreditkarten-GmbH vertraglich sicherzustellen.
__________________________________________________________    
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